
Bundessozialgericht

- 2 EU235/77 -— Beschluß

in dem Rechtsstreit

Kläger und Beschwerdegegner,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Beklagte uad Beschwerdeführeri■,

Prozeßbevollmächtigterz

Der 2. Senat des Butdessozialgerichts hat am 20. Februar 4978

durch die Richter , und

Dr.
beschlossea:

Die BeschWerde äer Beklagtea gegen die Nichtzulassung der

Revision im Uftsil des Laadessezialgerichts Baden—Württemberg

vom 20. Oktsber 497? wird als unzulässig verOrfen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Beschwerdeverfahrens

zu erstatteä.
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G r ü n d e :

Der Kläger ist am 9. Mai 1972, als er von seiner Wohnung

zur Garage ging, um mit seinem Kraftwagen zur Arbeit zu
fahren, niedergeechoasen und am Kopf erheblich verletzt

Werden. Das deswegen gegen seinen Sohn eingeleitete

staatsanwaltliche Ermittlungeveriahren wurde3eingeetellt,«

weil diesem die Tat nicht mit der erforderlichéh$ßidher—“

heit nachgewiesen werden konnte. Die Beklagte lehnte durch

Bescheid vom 28. August 4975 einen Entsohädigungsenspruch

des Klägers ab, weil betriebebezogene oder andere besondere
Umstände sich nicht haben nachweisen laeeen und die Tat—

sache, daß der Kläger unmittelbar nach dem Verlassen des

Hauses angeschosseniäorden sei, dafür spreche, daß der
Überfall ihm persönlich gegolten habe. Das Sozialgericht (SG)
Konstanz hat die Beklagte verurteilt, das Ereignis vom
9. Mai 4972 als Wegeunfell anzuerkennen und dem Kläger wegen

der Fdlgen gesetzliche Entsdhädignngeleie€unéäägazugewähren
(Urteil vom 48. Dezember 4975). Die Berufung der Beklagten

ist ohne Erfolg geblieben (Urteil des Lendessozialgerichts
-LSG- Baden—Württemberg vom 20. Oktober 4977). Das LSG hat

zur Begründung“im„wesentiichen ausgeführt, es habe keine
sichere Überzeugung über den Hergang des Unfallereignisses

zu erlangen vermocht. Da keine Spuren gesichert und weder

Geschosse noch Hülsen gefunden werden konnten, stehe nicht

mit letzter Sicherheitafeat, ob eé‘hiähwäberhagpgwngeigen
Überfall auf den Kläger gehandelt habe. Immeräiä bestehe die

nicht voll auszuschließende Möglichkeit, daß eine unbekannte

Person auf eine Katze oder einen Vogel geschossen habe oder

der Anschlag nicht dem Kläger, sondern einem anderen gegolten

habe. Aber auch wenn man davon ausgehe, daß es sich um einen

gegen den Kläger gerichteten Angriff gehandelt habe, lasse sich

das für die Beurteilung der Rechtslage maßgebliche Motiv nicht

ermitteln. Bei dem Sohn des Klägere, gegen den ein erheblicher
Verdacht bestehe, sei kein auereiohendes Motiv zu erkennen.

Wenn aber nicht festzustellen sei, daß der Kläger aus persön-

licher Feindschaft oder aus ähnlichen, auf betriebefremden
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Beziehungen bestehenden Beweggründen überfallen werden sei, so
gehe dies nach den Grundsätzen der objektiven Beweislast zu
Lasten der Beklagten.

Dagegen wendet sich die Beklagte mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde. Die Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung auf

dem Gebiet des Beweisrechts. Bei der hier vorliegenden über—

wiegenden Währscheinlichkeit eines betriebsfremden Angriffs

aus persönlichen Gründen könne die geringp Möglichkeit einer

Unschuld des Sohnes des Klägers nicht zur Bejahung des Be-

triebszusammedhanges des weges ausreichen;

Die Beschwerde ist unzulässig.

Nach 5 460 Abs 2 nr 4 Sozialgerichtpgesetz (SGG) ist die
Revision ua nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche

Bedeutung hat. In der Beschwerdebegründung muß nach 5 460a

Abs 2 Satz 5 SGGdie grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache

dargelegt werden.

Das LSG hat seine Entscheidung kumnalativ mehrfach begründet.

Zum einen ist es in tatsächlicher Hinsicht davon ausgegangen,

daß nicht festzustellen ist; ob es sich überhaupt um einen
Überfall auf den Kläger gehandelt hat. Zum anderen hat es
unterstellt, daß ein gegen den Kläger gerichteter Angriff,

möglicherweise durch dessen Sohnstattgefunden hat, jedoch ein
Tatmotiv nicht festzustellen ist. Jede dieser beiden Begrün—

dungen allein trägt die Entscheidung. Die Beschwerdebegründung

der Beklagten bezieht sich ausschließlich auf die zweite Be—

gründung. Bei einer dem Fbrmerfordernis des 5 160e Abs 2 Satz 5
SGG entsprechenden Beschwerdebegründung hätte die Beklagte
auch hinsichtlich der ersten Begründung derlegen müssen,
inWiefern des LSG dort über eine Rechtsfrage entschieden hat,

die der revisionsgerichtlichen Klärung bedarf (vgl BSGSozR
4500 € 4608 Nr 5) oder sonstige Zulessungsgründe ($ 160 Abs 2
nr 2 und 5 SGG) vertragen müssen. Da es daran fehlt, war die
Beschwerde als unzulässig zu verwerfen.
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Die Kostenentscheiduzzg ergeht in entsprechender An&endung

des 5 493 SGG.
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